Deutscher Bundestag 
2. 'Wahlperiode 
1953 


Drudisadie 1658 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 — A0213 — 15/55 


Bonn, den 2. September 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 1. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1955 

Auf Grund des § 33 Abs. 1 RHO überreiche idi die Übersicht über 
die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage 
von 10 000 DM und darüber für das 1. Vierteljahr des Rechnungs- 
jahres 1955. 


Schäffer 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 
1. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1955 im Betrage von 10000 DM 

und darüber 




An über- und 


Kap. 
Tit. i 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

(90 v.H.) 1955 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


zugewiesen 



DM 

DM 



04 01 
apl. 953 


05 01 
apl, 968 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


*) 38 000, - 


Kosten für die Ausarbeitung einer Denkschrift zur 
Sozialreform einschließlich der damit im Zusam- 
menhang stehenden Nebenkosten 

Zur Unterstützung des Ministerausschusses für die 
Sozialreform bei der Entwicklung der Gesamtkon- 
zeption dieser Reform ist es erforderlich, ein Gre- 
mium maßgebender Sozialwissenschaftler zu be- 
auftragen, ihre Auffassung hierzu in einer gemein- 
samen Denkschrift darzulegen. Das Bedürfnis hier- 
für war zur Zeit der Aufstellung des Entwurfs 
des Bundeshaushalts für 1955 noch nicht zu über- 
sehen, andererseits duldet die Maßnahme keinen 
Aufschub. 

Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


*) 20 000 ,- 


Beteiligung des Bundes an der Aufbringung einer 
Vergleichssumme zur Beilegung des Rechtsstreits 
Vosseler/Internationaler Club eV. 

Der Bund hat seit dem 1. September 1953 das Kur- 
haus „La Redoute“ in Bad Godesberg für Empfänge 
und als Gästehaus der Bundesregierung sowie für 
Zwecke des „Internationalen Clubs eV.“ angemie- 
tet. Während der Bewirtschaftung des Betriebes 
der Redoute durch den Pächter Vosseier ist ein 
Verlust entstanden, wovon rd. 53 000 DM im Ver- 
gleichswege durch den Internationalen Club über- 
nommen werden müssen. Ein Teilbetrag von 
20 000 DM des Gesamtverlustes ist darauf zurück- 
zuführen, daß der Wirtschaftsbetrieb der Redoute 
statt am 1. September 1953, zu welchem Zeitpunkt 
der Pächter alle Vorbereitungen getroffen hatte, 
infolge verspäteter Fertigstellung der vom Bund 
übernommenen Instandsetzungsarbeiten erst im 
Laufe des Dezembers 1953 eröffnet werden konnte. 
Es liegt deshalb im öffentlichen Interesse, daß sich 
der Bund mit einem Betrag von 20 000 DM an der 
Aufbringung der Vergleichssumme beteiligt. Der 
Restbetrag von rd. 33 000 DM wird vom Interna- 
tionalen Club eV. aufgebracht. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

i *) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

(90 v.H.) 1955 

gabemittein sind 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Ausgabemittel stehen hierfür nicht zur Verfügung, 
da die Notwendigkeit der Leistung eines Bundes- 
beitrags zur Abdeckung dieses Verlustes bei Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlags für 1955 noch 
nicht zu übersehen war. Der Betrag von 20 000 DM 
ist daher außerplanmäßig zu verausgaben. 


06 01 
110 


06 01 
apl, 305 


06 25 
apl. 749 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

(Leertitel) 15 100,-- Abfindungen und Übergangsgelder 

Zahlung von Abfindungen an in den Ruhestand 
tretende Polizeivollzugsbeamte. Das Bedürfnis ist 
unabweisbar, da auf die Zahlung der Abfindungen 
gern. § 16 Abs. 2 vorl. BPolBG vom 6. August 1953 
(BGBl. I S. 899) ein Rechtsanspruch besteht. Die 
Mehrausgabe war nicht vorherzusehen, da bei der 
Aufstellung des Voranschlags 1955 noch nicht ent- 
schieden war, ob dienstliche Rücksichten die Fort- 
führung der Dienstgeschäfte der in Frage kom- 
menden Beamten über den 31. März 1955 hinaus 
erforderten. 

Einsparung an anderer Stelle. 

— *) 27 393,05 Abschlußkosten des Sachverständigenausschusses 

für die Neugliederung des Bundesgebietes 

Der Sachverständigenausschuß für die Neugliede- 
rung des Bundesgebietes konnte seine Tätigkeit im 
Rechnungsjahr 1954 noch nicht abschließen. Für 
das Rechnungsjahr 1955 sind außerplanmäßige 
Haushaltsmittel in Höhe des im Rechnungsjahr 
1954 bei Kap. 06 01 Tit. 305 nicht verbrauchten Be- 
trages erforderlich. Die Ausgaben waren nicht vor- 
herzusehen. Das Bedürfnis ist unabweisbar, damit 
der Ausschuß seine Arbeiten fortsetzen und ab- 
schließen kann. 

— . *) 10 000, — Neubau einer Unterkunft in Cham 

Zur Unterbringung einer Hundertschaft des Bun- 
desgrenzschutzes ist der Neubau einer Unterkunft 
in Cham unabweisbar notwendig. Für die Bestrei- 
tung der Vorbereitungskosten werden zunächst 
10 000 DM benötigt. Die Ausgabe wurde bei Auf- 
stellung des Haushalts 1955 nicht vorhergesehen. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

08 04 — *) 18 000, — Erstellung des Ersatzbaues für das niedergebrannte 

apl^ Behelfshaus für Bombengeschädigte in Cloppen- 

829 (2) 

Für die Erstellung des Ersatzbaues für das nieder- 
gebrannte Behelfshaus für Bombengeschädigte in 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

•) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

(90 v.H.) 1955 

gabemittein sind 



zugewiesen 


1 

DM 

DM 



12 02 
apl. 533 


1^10 

750 


noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Cloppenburg sind im Rechnungsjahr 1954 bei 
Tit. 08 06 apl. 777 — 79 300 DM bewilligt worden. 
Bis zum Schluß des Rechnungsjahres 1954 sind 
Ausgaben nur in Höhe von 61 298,59 DM geleistet 
worden. Da der Rest der außerplanmäßigen Aus- 
gabemittel am Schluß des Rechnungsjahres 1954 
verfallen ist, müssen die zur Fertigstellung des Er- 
satzbaues noch in Höhe von (79 300 DM minus 
61 298,59 DM = 18 001,41 DM) rd. 18 000 DM er- 
forderlichen Ausgabemittel im Rechnungsjahr 1955 
ebenfalls außerplanmäßig zur Verfügung gestellt 
werden. Um eine Unterbrechung der Bauarbeiten 
zu Lasten des Bundes zu vermeiden, ist die Durch- 
führung der restlichen Arbeiten unabwendbar. Die 
Dauer der Bauarbeiten war nicht vorherzusehen. 
Die Bauarbeiten können ohne Schaden für den 
Bund nicht bis zum nächsten Jahr zurückgestellt 
werden. Eine zusätzliche Belastung des Haushalts 
für das Rechnungsjahr 1955 tritt nicht ein. 
Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr 

— *) 2 850 000, — Finanzierung der im Verkehr zwischen der Bun- 

desrepublik und Berlin (West) in der sowjetischen 
Besatzungszone erhobenen erhöhten Straßenbenut- 
zungsgebühren 

Gewährung von zinslosen Darlehen an das Kraft- 
verkehrsgewerbe in Westdeutschland zur Finanzie- 
rung der im Verkehr mit Berlin (West) von den 
Behörden der sowjetischen Besatzungszone erhobe- 
nen Straßenbenutzungsgebühren. Die Tilgung der 
Darlehen bleibt besonderer Vereinbarung Vorbe- 
halten. 

— 20 000 000, — Neubau, größerer Um- und Ausbau von Bundes- 

straßen und der damit verbundenen Nebenanlagen, 
die durch das Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 
1955 finanziert werden, sowie Erwerb von Grund- 
vermögen für diese Bauausgaben 
Mehr zur Beseitigung der erheblichen Frostschäden 
des Winters 1954/1955, die an Bundesstraßen über 
50 Mio DM betragen. Die Mehrausgabe war bei 
Aufstellung des Haushalts 1955 nicht vorherzusehen. 
Sie ist unvermeidlich und unaufschiebbar, da die 
Schäden, die mit den verfügbaren Mitteln nicht be- 
seitigt werden können, unverzüglich behoben wer- 
den müssen. Die Bereitstellung der Mittel ent- 
spricht dem ausdrücklichen Wunsch des Haushalts- 
ausschusses — vgl. Protokoll Nr. 76 über die 
Sitzung am 1. April 1955. 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

(90 v.H.) 1955 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



25 01 
apl. 710 


25 01 
apl. 950 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungsbau — 

— *) 190 600, — Kosten für die bauliche Herrichtung des Schlosses, 

der Blöcke I, B und II in Mehlem, Deichmannsaue, 
infolge der Verlegung des Bundesministeriums für 
Wohnungsbau nach Mehlem sowie Kosten für die 
Beseitigung der Hochwasserschäden 
Die Verlegung des Bundesministeriums für Woh- 
nungsbau von Duisdorf nach Mehlem in freigewor- 
dene Büros der früheren HICOG erforderte die 
Bereitstellung von Mitteln für die Herrichtung der 
Dienstzimmer und Sitzungssäle. Der Herr Bundes- 
minister der Finanzen hat — zur Bestreitung der 
Instandsetzungskosten — den nebenstehend ge- 
nannten Betrag außerplanmäßig zugewiesen, da 
Haushaltsmittel für diesen Zweck im Einzelplan 25 
für das Rechnungsjahr 1955 nicht vorgesehen 
waren. 

- *) 10 000, — Kosten des Umzugs von Duisdorf nach Mehlem 

Mittel für die Durchführung des Umzugs nach 
Mehlem mußten außerplanmäßig angefordert wer- 
den, da ein entsprechender Betrag im Einzelplan 25 
nicht vorgesehen war. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26J1 

850 


13 400,- 
(voller 
Haushalts- 
ansatz) 


13 100, — Anschaffung von verwaltungseigenem Personen- 

kraftwagen 

Der dem Minister zur Verfügung stehende 
103 000 km gefahrene Pkw Mercedes 220 hält die 
starke fast tägliche Beanspruchung nicht mehr aus. 
Die Betriebssicherheit und Einsatzfähigkeit sind 
nicht mehr voll gewährleistet. Durch die zu erwar- 
tenden Reparaturen und den hohen Betriebsstoff- 
verbrauch wird der Wagen so unwirtschaftlich, daß 
eine Ersatzbeschaffung geboten erscheint. Für die 
Ausgabe liegt ein unabweisbares und unvorherge- 
sehenes Bedürfnis vor. 

Einsparung an anderer Stelle. 


^7J1_ 
apl. 303 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 

— *) 42 200, — Lebensmittelhilfe für die sowjetische Besatzungs- 

zone und den Ostsektor von Berlin 

Es handelt sich um Kosten für die Verwertung von 
Lebensmitteln, die von ausländischer Seite gespen- 
det wurden. Die Ausgaben waren bei der Aufstel- 
lung des Haushalts 1955 nicht vorauszusehen. Sie 
sind unabweisbar und können nicht bis zum näch- 
sten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 
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An über- und 


Kap. ' 
Tit. 

Haushalts- 

•) außerplan- 


betrag 

(90 v.H.) 1955 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



60^02 

301 


_60 02 
apl. 551 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


1 600 000,— 
(voller 
Haushalts- 
ansatz) 


116 117,90 


*) 44 563 000,— 


Gewinnanteil der Svenska-Tändsticks-Aktiebola- 
get, Jönköping, Schweden, aus dem Zündwaren- 
monopol 

Nach § 14 Abs. 2 des Zündwarenmonopolgesetzes 
ist der Bund verpflichtet, die Hälfte des Restes des 
Reingewinns der Deutschen Zündwarenmonopol- 
gesellschaft an die Svenska-Tändsticks-Aktiebola- 
get in Jönköping abzuführen. Der Rest des Rein- 
gewinns betrug im Geschäftsjahr 1954 — 

3 561 845,20 DM. Von diesem Betrage ist der Ge- 
winn von 129 609,40 DM abzuziehen, der aus dem 
Absatz der von der Zündholzfabriken GEG-Gesell- 
schaft hergestellten Zündwaren erzielt worden ist, 
so daß der Gewinnanteil der Svenska-Tändsticks- 
Aktiebolaget 3 561 845,20 DM minus 129 609,40 DM 
= 3 432 235,80 : 2 = 1 716 117,90 DM beträgt. Ver- 
anschlagt waren bei Kap. 60 02 Tit. 301 nur 
1 600 000 DM. 

Darlehen an den Gesamtverband der Familienaus- 
gleichskassen in Bonn 

Das Gesetz über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichskassen 
(Kindergeldgesetz) vom 13. November 1954 (BGBl.I 
S. 333) bestimmt, daß die Vorschriften über die 
Aufbringung der Mittel, die Anspruchsberechtigung 
und die Zahlung des Kindergeldes am 1. Januar 
1955 in Kraft treten. Die Träger der Kindergeld- 
zahlung (Familienausgleichskassen) verfügen in 
den ersten Monaten wegen der Anlaufschwierig- 
keiten bei der Beitragseinziehung noch nicht über 
ausreichende Mittel, um die Auszahlung des Kin- 
dergeldes sicherzustellen. 

Als Liquiditätshilfe hat daher der Bund dem Ge- 
samtverband der Familienausgleichskassen ein 
Darlehen für die Durchführung des Gesetzes in 
den Monaten Januar bis März 1955 in Höhe bis zu 
90 000 000 DM gewährt. Der Gesamtverband der 
Familienausgleichskassen hat dieses Darlehen mit 
einem Gesamtbetrag von 65 437 000 DM in An- 
spruch genommen. Da jedoch die eingehenden Bei- 
tragszahlungen und Vorschußleistungen auch in 
den kommenden Monaten noch nicht bei allen Fa- 
milienausgleichskassen zur Deckung des Bedarfs 
ausreichen, ist es erforderlich, in den Monaten 
April bis Juni 1955 noch eine weitere Liquiditäts- 
hilfe bis zum Betrage von 47 563 000 DM zu ge- 
währen. 

Der alsdann dem Gesamtverband gewährte Dar- 
lehensbetrag ist nach dem Darlehensvertrag bis 
zum Ablauf des Rechnungsjahres 1955 (31. März 
1956), beginnend am 1. Juli 1955, zurückzuzahlen. 
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An über- und 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

•) außerplan- 


betrag 

(90 v.H.) 1955 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Die Notwendigkeit, diese Mittel bereitzustellen, 
war nicht vorherzusehen und entsprach einem un- 
abweisbaren Bedürfnis im Sinne des Art. 112 GG. 


60 02 
apl. 573 


*) 300 000 000,— 


Darlehen an den Lastenausgleichsfonds 

Das Bundesausgleichsamt hat den ihm zur Ver- 
fügung stehenden Kreditplafond bei der Bank 
deutscher Länder (200 000 000 DM) durch die not- 
wendigen Zahlungen derzeit voll in Anspruch ge- 
nommen. Es wird schon in den nächsten Tagen 
seinen Kassenbedarf weder aus verfügbaren Ein- 
nahmen noch durch Inanspruchnahme des Kredit- 
plafonds abdecken können. Das Vorhaben, durch 
Auflegen der zweiten und dritten Tranche der 
Anleihe der Lastenausgleichsbank, die schon in den 
Rechnungsjahren 1953 und 1954 im Wirtschafts- 
und Finanzplan in Einnahme gestellt und deren 
Erträge dementsprechend für Ausgleichsleistungen 
verplant worden sind (zus. 400 000 000 DM), die 
notwendigen Mittel zu beschaffen, mußte im Hin- 
blick auf die ungeklärte Lage des Kapitalmarktes 
und auch auf besonderen Wunsch der Bank deut- 
scher Länder und des Bundeswirtschaftsministeri- 
ums zunächst fallengelassen werden; diese beiden 
Tranchen sollen aus finanzpolitischen Gründen 
erst im Laufe dieses Jahres zur Zeichnung auf- 
gelegt werden. Bis dahin ist eine kassenmäßige 
Überbrückung erforderlich. Ehe der Ausgleichs- 
fonds deswegen an den Geldmarkt herantritt, ist 
es wegen der vorläufig noch bestehenden kassen- 
mäßigen Flüssigkeit des Bundeshaushalts zweck- 
mäßig, Kassenmittel des Haushalts darlehensmäßig 
zur Verfügung zu stellen, wie umgekehrt der 
Soforthilfefonds auch einmal längere Zeit kassen- 
mäßig nicht benötigte Beträge dem Bundeshaus- 
halt zur Verfügung gestellt hat. 

Das Darlehen ist mit dem Satz zu verzinsen, mit 
dem die Bank deutscher Länder Einlagen des 
Bundes (z. Z. 3 v, H.) verzinst. Die Zinsen sind 
halbjährlich nachträglich am 1. Juli und 1. Januar 
jedes Jahres, erstmals am 1. Juli 1955 zu zahlen. 
Die näheren Bedingungen werden in einem Dar- 
lehensvertrag festgelegt. Der Haushaltsausschuß 
des Deutschen Bundestages hat zustimmend davon 
Kenntnis genommen, daß eine außerplanmäßige 
Ausgabe geleistet wird. Die Ausgabe war nicht 
vorherzusehen und aus den angeführten Gründen 
unabweisbar. 
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An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

(90 v.H.) 1955 

gabemittein sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


60 03 
apl. 894 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


*) 75 000 000,— 


Erwerb von 50 v. H. der Anteilsrechte an den 
Röchling’schen Eisen- und Stahlwerken in Völk- 
lingen (Saar) 

Die Röchling’sche Familiengemeinschaft, die sich 
aus den Gesellschaftern der Röchling’schen Eisen- 
und Stahlwerke GmbH in Völklingen (Saar) zu- 
sammensetzt, hat dem Bund und Frankreich eine 
Option zum Erwerb der Eisen- und Stahlwerke in 
Völklingen eingeräumt. Der Bund hat das An- 
gebot auf Erwerb von 50 v. H. der Anteilsrechte 
angenommen. Gleichzeitig hat sich der Bund ver- 
pflichtet, die in der Optionsvereinbarung genannten 
100 000 000 sfrs, und zwar in folgenden Teil- 
beträgen: 

50 000 000 sfrs 15 Tage 
25 000 000 sfrs 6 Monate 
und von weiteren 
25 000 000 sfrs 12 Monate 

nach Ausübung der Option (10. Juni 1955) an die 
Schweizerische Kreditanstalt in Zürich zugunsten 
der Röchling’schen Familiengemeinschaft in freien 
sfrs zu zahlen. 

Wegen der täglich schwankenden Kurse ist als 
Mittelwert das Verhältnis 1 sfrs = 1 DM ange- 
nommen worden. Die letzte, nach 12 Monaten 
fällige Rate in Höhe von 25 000 000 sfrs wird in 
den Haushaltsplan 1956 eingestellt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
22. Juni 1955 von der Angelegenheit zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Die alsbaldige Privatisierung der Bundesbeteili- 
gung ist beabsichtigt. 
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